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Übersicht der zum Entwurf i.d.F. vom 31.12.2025 gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beteiligten Behörden und sonstigen Träger 

Nr. Behörde / TÖB Posteingang

1.01 Landesdirektion Sachsen 17.03.2026
1.02 Landratsamt Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 20.03.2026
1.03 Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge 04.03.2026
1.04 Staatsbetrieb Sachsenforst Keine Stellungnahme 
1.05 Staatsbetrieb Geobasisinformation und Vermessung Sachsen 04.03.2026
1.06 Landesamt für Archäologie Sachsen 17.02.2026
1.07 Landesamt für Denkmalpflege Sachsen 03.03.2026
1.08 Sächsisches Oberbergamt 09.03.2026
1.09 Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie 19.03.2026, 07.04.2026
1.10 IHK Dresden 20.03.2026
1.11 Eisenbahn-Bundesamt 18.03.2026
1.12 Deutsche Bahn AG, DB Immobilien 19.02.2026
1.13 VVO Verkehrsverbund Oberelbe GmbH 02.03.2026

2.01 RVSOE - Regionalverkehr Sächsische Schweiz-Osterzgebirge GmbH Keine Stellungnahme 
2.02 50Hertz Transmission GmbH 16.02.2026
2.03 Verbundnetz Gas AG Keine Stellungnahme 
2.04 GASCADE Gastransport GmbH 24.02.2026
2.05 GDMcom GmbH 18.02.2026
2.06 Zweckverband Abfallwirtschaft Oberes Elbtal Keine Stellungnahme 
2.07 Wasser- und Abwasserzweckverband Mittlere Wesenitz Keine Stellungnahme 
2.08 SachsenNetze HS.HD GmbH 02.03.2026
2.09 Deutsche Telekom AG 19.02.2026

3.01 Stadtverwaltung Neustadt in Sachsen 20.03.2026
3.02 Stadtverwaltung Hohnstein Keine Stellungnahme 
3.03 Gemeindeverwaltung Dürrröhrsdorf-Dittersbach Keine Stellungnahme 
3.04 Gemeindeverwaltung Großharthau Keine Stellungnahme 
3.05 Gemeindeverwaltung Arnsdorf 29.04.2026

1 Behörden/TÖB

2 Versorgungsunternehmen

3 Nachbargemeinden
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3.06 Stadtverwaltung Bischofswerda 02.03.2026

4.01 Grüne Liga Sachsen e.V. Keine Stellungnahme 
4.02 Landesverein Sächsischer Heimatschutz e.V. Keine Stellungnahme 
4.03 Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Keine Stellungnahme 
4.04 Landesverband Sächsischer Angler e.V. Keine Stellungnahme 
4.05 Landesjagdverband Sachsen e.V. Keine Stellungnahme 
4.06 Naturschutzbund Deutschlands (NABU) Keine Stellungnahme 
4.07 Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) 20.03.2026
4.08 Naturschutzverband Sachsen e.V. (NaSa) Keine Stellungnahme 

4 Anerkannte Naturschutzverbände
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Nr. Name Posteingang SN-Nr. Anregungen/Bedenken/Hinweise Status Antwort/Handlung/Begründung

1.01-01 Der Planung stehen grundsätzlich keine Erfordernisse der Raumordnung aus dem Landesentwicklungsplan 2013 
entgegen. In dem Zusammenhang verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 17. März 2026 im Rahmen der 
Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB am Bebauungsplanentwurf "Alte Napoleonstraße". Bezüglich der 
regionalplanerischen Belange des Kulturlandschaftsschutzes ist die Stellungnahme des Regionalen 
Planungsverbandes Oberes Elbtal/Osterzgebirge maßgeblich.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Regionale Planungsverband Oberes 
Elbtal/Osterzgebirge wurde unter der Beteiligungsnummer 1.03 beteiligt.

1.01-02 Sachverhalt

Der parallel in Aufstellung befindliche Bebauungsplan „Alte Napoleonstraße“ in der Entwurfsfassung vom 
31.12.2025, zuletzt geändert am 10.02.2026, kann nicht aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt 
Stolpen entwickelt werden. Dementsprechend soll der Flächennutzungsplan gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im 
Parallelverfahren geändert werden.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.01-03 Hinweis

Wir bitten Sie, uns über den weiteren Fortgang des Verfahrens (Abwägung, Genehmigung, Inkraftsetzung) im 
Rahmen Ihrer gesetzlichen Mitteilungspflicht gemäß § 18 SächsLPlG zu informieren. Die Mitteilungen und Auskünfte 
sind in digitaler Form als Geodaten zu übermitteln, wenn sie in dieser Form verfügbar sind.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.02-01 Regionalentwicklung

In Bezug auf die Belange der Raumordnung wird auf die Stellungnahme des Regionalen Planungsverbandes 
Oberes Elbtal/Osterzgebirge sowie die der Landesdirektion Sachsen als Raumordnungsbehörde verwiesen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Die Landesdirektion Sachsen sowie der 
Regionale Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge wurden unter den 
Beteiligungsnummern 1.01 und 1.03 beteiligt.

1.02-02 Bauleitplanung

Die parallele Flächennutzungsplanänderung wird aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes „Alte 
Napoleonstraße“ erforderlich. Die Ausweisungen der Flächennutzungsplanänderung stimmen mit den Vorgaben aus 
der Bebauungsplanung überein.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.02-03 Hinweis zur Einreichung der Genehmigunqsakte

Zur Einreichung der Genehmigungsunterlagen stehen der Stadt Stolpen folgende zwei Varianten zur Verfügung:

Variante 1:
Die Genehmigungsunterlagen sind zweifach in Papierform einzureichen. Die originale Papierakte wird nach Ende 
des Verfahrens der Stadt zurückgeschickt. Eine Kopie verbleibt im Landratsamt.

Variante 2:
Die Genehmigungsunterlagen sind digital und einmal das Original in Papierform einzureichen. Davon ausgenommen 
sind die Planzeichnung und die textlichen Festsetzungen, welche immer zweifach in Papierform einzureichen sind. 
Die originale Papierakte wird nach Ende des Verfahrens der Stadt zurückgeschickt. Das Landratsamt hat die Daten 
digital vorliegen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.02-04 Nach einer möglichen Genehmigung der Flächennutzungsplanänderung wären dann nur noch das Dokument für die 
Anzeige von Satzungen, die In-Kraft-Setzung im Amtsblatt und eine ausgefertigte Planzeichnung als Kopie dem 
Landratsamt einzureichen.
Diese und weitere Hinweise erhalten Sie nochmalige mit der Übermittlung des Bescheides.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.02-05 Denkmalschutz

Die Belange des Denkmalschutzes sind berührt und werden durch die vorliegende Planung nicht in ausreichendem 
Mäße berücksichtigt.

Im vorliegenden Auszug bezüglich der ersten Teiländerung des Flächennutzungsplanes befinden sich eine Vielzahl 
an Kulturdenkmalen (Einzeldenkmale), welche zwar namentlich in der Begründung zum Umweltbericht 
aufgenommen, jedoch in der Planzeichnung nicht vollständig übernommen wurden.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.02 Landratsamt Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge

20.03.2026

1 Behörden und Träger öffentlicher Belange
1.01 Landesdirektion Sachsen 17.03.2026
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1.02-06 Gemäß § 5 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) soll die Aufnahme und Kennzeichnung der Denkmale mit starker 
Raumwirkung wegen ihrer flächenwirksamen Bedeutung für zukünftige Planungen im Flächennutzungsplan 
erfolgen. Hierzu gehören neben der bereits kartierten Lindenallee auch das Bahnhofsgebäude, das Freigut 
Langenwolmsdorf sowie der Dreiseithof und ein Gasthof. Diese Kulturdenkmale sind daher noch in der 
Planzeichnung zu ergänzen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Das Bahnhofsgebäude, wie auch das 
Freigut Langenwolmsdorf, der Dreisseithof und der Gasthof befinden sich 
außerhalb des Geltungsbereiches der 1. Teiländerung des 
Flächennutzungsplanes der Stadt Stolpen. Daher findet diesbezüglich keine 
Änderung statt. Die Lindenalle ist in der Planzeichnung der 1. Teiländerung 
bereits als "Umgrenzung von Gesamtanlagen, die dem Denkmalschutz 
unterliegen (Kulturdenkmale,

 Sachgesamtheiten)" erfasst. 

1.02-07 Da sich im Geltungsbereich der 1. Teiländerung des Flächennutzungsplanes ein archäologischer Relevanzbereich 
befindet, ist folgender Hinweis aufzunehmen:

„Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen,
Bodenverfärbungen und Fundgegenstände z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden. Es wird 
daher auf die Sicherungs- und Meldepflicht von Bodenfunden gemäß § 20 Sächsisches Denkmalschutzgesetz 
(SächsDSchG) hingewiesen.“

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

1.02-08 Naturschutz

Zum Entwurf der 1. Änderung des Flächennutzungsplans Stolpen bestehen aus
naturschutzrechtlicher Sicht keine Einwände. Die seitens des Naturschutzes bestehenden Bedenken sind auf Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung zu klären.
Hinweise zur Planung werden daher im Rahmen der Beteiligung zum Bebauungsplan gegeben. Nach aktuellem 
Stand besteht Überarbeitungsbedarf bei der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung und beim Kompensationskonzept. Auf 
die Stellungnahme zum parallel stattfindenden Bebauungsplanverfahren wird an dieser Stelle verwiesen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

1.02-09 Immissionsschutz

Der vorliegende Entwurf zur 1. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) der Stadt Stolpen vom 31.12.2025 legt 
seinen Schwerpunkt auf die städtebauliche Ordnung östliches des Bahnhofsareals im Ortsteil Langenwolmsdorf. 
Folgende wesentliche Änderungen wurden im Vergleich zum Vorentwurf vom 10.10.2023 vorgenommen:

1) Reduzierung um den Bereich des ehemaligen Bahnhofareals im Westen
2) Erweiterung um den Bereich Sonderbaufläche „Tierhaltung“ (S-Tier) im Süden sowie
geringfügige Verkleinerung dieser im Planungszentrum
3) Hinzufügen der Altlastenverdachtsfläche SALKA-Nr. 87239404 (TF 001 - Schweinemastanlage/ Güllebecken) im 
Bereich S-Tier im Planungszentrum
4) Anpassung der Umgrenzung der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft zwischen den beiden Teilbereichen S-Tier
5) Ausweisung von geschützten Biotopen innerhalb der Grünfläche im Süden
6) Umplanung der Sonderbaufläche „Obstbau“ als gewerbliche Baufläche im Norden

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 
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1.02-10 Mit den Änderungen 1) und 2) wurde auf die Belange des Immissionsschutzes, die mit der raumordnerischen 
Stellungnahme vom 14.11.2023 eingereicht wurden, eingegangen. Dementsprechend wurde der im Vorentwurf als 
Grünfläche ausgewiesene Bereich im Süden der Sonderbaufläche „Tierhaltung“ zugeordnet und damit die Nutzung 
für betriebszugehörige Nebenanlagen (Güllelagerung) ermöglicht. Die im Vorentwurf als Mischgebiet ausgewiesene 
Fläche um das ehemalige Bahnhofsareal wurde aus der Planung herausgenommen. Mit der Änderung 6) werden 
jedoch die Belange des vorbeugenden Immissionsschutzes beeinträchtigt. Es bestehen Bedenken gegen diese 
Änderung.

Begründung:
Im FNP sind die unterschiedlichen Bauflächen grundsätzlich so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen 
auf die dem Wohnen dienenden sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden werden 
(§ 50 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), § 1 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB), § 15 
Baunutzungsverordnung (BauNVO)).
In den weiteren aus dem FNP entwickelten Planungen ist anzustreben, dass die schalltechnischen 
Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 zu DIN 18005-1 „Schallschutz im Städtebau“ eingehalten bzw. unterschritten 
werden, um die mit der Eigenart des betreffenden Baugebietes oder der betreffenden Baufläche verbundene 
Erwartung auf angemessenen Schutz vor Lärmbelastungen zu erfüllen:

Schalltechnische Orientierungswerte
Art der baulichen Nutzung gem. §1 BauNVO
Allgemeines Wohngebiet - 55 dB(A) tags - 40 dB(A) Gewerbe- und Freiezeitlärm nachts - 45 dB(A) Verkehrslärm 
nachts
Dorf- und Mischgebiet - 60dB(A) tags - 45 dB(A) Gewerbe- und Freiezeitlärm nachts - 50 dB(A) Verkehrslärm nachts
Urbane Gebiet - 63 dB(A) tags - 45 dB(A) Gewerbe- und Freiezeitlärm nachts - 50 dB(A) Verkehrslärm nachts
Gewerbegebiet - 65 dB(A) tags - 50 dB(A) Gewerbe- und Freiezeitlärm nachts - 55 dB(A) Verkehrslärm nachts

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich.

1.02-11 Die vorgenannten Orientierungswerte sollen bereits auf den Rand der Bauflächen oder der überbaubaren 
Grundstücksflächen in den jeweiligen Baugebieten oder Flächen sonstiger Nutzung bezogen werden.
Hierbei ist jedoch anzumerken, dass derart niedrige Verkehrslärmwerte im Inneren der Städte und Gemeinden nur 
schwer zu realisieren sind. Infolge der hohen Lärmgrundbelastung würde die Beibehaltung dieses 
Beurteilungsstandards dazu führen, dass insbesondere für Wohnungsbauprojekte im inneren Stadtbereich 
erhebliche planungsrechtliche Umsetzungsprobleme entstehen würden. Unter Berücksichtigung dieser besonderen 
Situation kann es im Einzelfall gerechtfertigt erscheinen, sich an den Beurteilungsstandard der 16. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes- Immissionsschutzgesetzes (BImSchV) zu orientieren.
Bei Einhaltung des Planungsgrundsatzes, wonach die o. g. schalltechnischen Orientierungswerte benachbarter 
Nutzungsgebiete um nicht mehr als 5 dB(A) differieren sollten, kann davon ausgegangen werden, dass erhebliche 
Belästigungen nicht auftreten.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich.

1.02-12 In der hier vorliegenden Planung wird dieser Planungsgrundsatz nicht eingehalten. Es grenzen Gewerbeflächen an 
ein allgemeines Wohngebiet. Auch wenn es sich derzeit um einen Obstanbaubetrieb handelt, sollte der Teil der 
Gewerbefläche, die zur Wohnbebauung ausgerichtet ist eingeschränkt dargestellt werden. Hierbei besteht ein 
Konflikt.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Planungsgrundsatz wird eingehalten, 
da der Geltungsbereich im Norden an ein Misch-/Dorfgebiet und im Westen 
an die Bahnhofstraße angrenzt.

1.02-13 Im Hinblick auf die für die einzelnen Gebietstypen geltenden schalltechnischen Orientierungswerte würde dies 
bedeuten, dass reine Wohngebiete (findet faktisch keine Anwendung mehr), allgemeine Wohngebiete, 
Mischgebiete, Gewerbegebiete und Industriegebiete in dieser Reihenfolge aufeinander folgen und keiner der 
Gebietstypen übersprungen werden sollte. Es gibt vielfältige, immer von den jeweiligen örtlichen Gegebenheiten 
abhängende Möglichkeiten der Planung, die dem § 50 BImSchG gerecht werden können, so z. B. die Schaffung von 
Schutzabständen zwischen den Wohnflächen und den gewerblichen Bauflächen, um ein konfliktfreies 
Nebeneinander von Gewerbe und Wohnen zu gewährleisten.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Planungsgrundsatz wird eingehalten, 
da der Geltungsbereich im Norden an ein Misch-/Dorfgebiet und im Westen 
an die Bahnhofstraße angrenzt.

1.02-14 Im Fall von Betriebserweiterungen bzw. Neuerrichtungen von Anlagen ist jeweils die Genehmigungspflicht nach 
BImSchG zu prüfen. In diesem Zusammenhang sind grundsätzlich die Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
zum BImSchG (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm) vom 26.08.1998, in der aktuell gültigen 
Fassung, sowie die Neufassung der Ersten Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum BImSchG (Technische Anleitung 
zur Reinhaltung der Luft -
TA Luft) vom 18.08.2021, in der jeweils gültigen Fassung, zu berücksichtigen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich.

1.02-15 Zum Schutz vor Verkehrslärm ist bei Planungen von Wohn- und gemischten Bauflächen an Bundesund 
Landstraßen bzw. Schienenwegen rechnerisch zu prüfen, ob die v. g. schalltechnischen Orientierungswerte 
eingehalten werden. Diese Berechnungen sind auf der Grundlage der in der RLS 19 „Richtlinien für Lärmschutz an 
Straßen“ bzw. der Schall 03 „Richtlinie zur Berechnung der Schallimmissionen von Schienenwegen“ angegebenen 
Verfahren durchzuführen. Gegebenenfalls sind wirksame Schallschutzmaßnahmen in die textlichen Festlegungen 
zu den Bebauungsplänen
aufzunehmen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich.
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1.02-16 Bei der Erarbeitung von Bebauungsplänen für die geplanten Gewerbe- und Industriegebiete sind gegebenenfalls auf 
Grundlage der DIN 18005-1 „Schallschutz im Städtebau“ bzw. der DIN 45691 „Geräuschkontingentierung'' 
Emissionskontingente festzulegen. Es ist sicherzustellen, dass die v. g. schalltechnischen Orientierungswerte im 
Planungsgebiet sowie die gebietsspezifischen Immissionsrichtwerte in den angrenzenden Gebieten nicht 
überschritten werden. Die ermittelten
Emissionskontingente sind in die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan aufzunehmen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

1.02-17 Zum Schutz vor elektromagnetischen Feldern dürfen Mindestabstände zwischen Hochspannungsfreileitungen, 
Oberleitungen der Deutschen Bahn AG sowie ortsfesten Funksendestellen mit einer Sendeleistung größer als 10 
Watt (EIRP) und Wohnbebauungen und anderen schutzbedürftigen Einrichtungen, die dem längeren Aufenthalt von 
Menschen dienen, nicht unterschritten werden. In diesem Zusammenhang wird auf die Sechsundzwanzigste 
Verordnung zur Durchführung des BImSchG (Verordnung über elektromagnetische Felder - 26. BImSchV) vom 
16.12.1996 verwiesen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

1.02-18 Aus Immissionsschutzgründen sind bei Hochspannungsfreileitungen Mindestabstände zu Gebäuden und 
Grundstücken, die nicht nur zum ständigen Aufenthalt von Menschen dienen, erforderlich. Wegen der Vielzahl von 
Sendefunkanlagen, die sich sowohl in Leistung, Frequenzbereich und Zuordnung zu möglicherweise empfindlichen 
Nutzungen unterscheiden, ist eine generelle Abstandsbestimmung nicht möglich. In diesem Fall sind jeweils 
Einzelfallbetrachtungen bei Planung bzw. Genehmigung notwendig.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich.

1.02-19 Ein Umweltbericht zum Bebauungsplan „Alte Napoleonstraße“ und zur 1. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Stolpen vom 31.12.2025 liegt vor. Darin wird auf die Schallimmissionsprognose der SLG Prüf- und 
Zertifizierungs GmbH (2025), Gutachten-Nr.: 2044-20-AA-25-PB004 zur Erweiterung der Ferkelaufzuchtanlage 
„Stolpen, Alte Napoleonstraße“ verwiesen. Des Weiteren wird auf das Fachgutachten Luftreinhaltung der GICON 
GmbH in der Fassung vom 10.11.2025 verwiesen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.02-20 Gewässerschutz

Gegen die 1. Änderung bestehen aus der Sicht des Gewässerschutzes keine Einwände.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.02-21 Die Prüfanmerkungen der bisherigen Stellungnahmen, u. a. Stellungnahme des Landratsamtes vom 05.12.2023 zur 
letzten Beteiligung, behalten weiterhin ihre Gültigkeit. Das betrifft vor allem die Erfüllung der gesetzlichen 
Anforderungen an die Siedlungswasserwirtschaft (Schmutzwasserentsorgung und Niederschlagsentwässerung) und 
den Hochwasserschutz.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachranigen 
Bebauungsplanebene.

1.02-22 Bodenschutz

Aus bodenschutzrechtlicher und -fachlicher Sicht bestehen gegen die 1. Änderung des
Flächennutzungsplanes der Stadt Stolpen in der vorgelegten Entwurfsfassung keine Einwände. Den Ausführungen 
im Umweltbericht bzgl. der Schutzgüter Boden und Fläche kann gefolgt werden.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.02-23 Erhebliche Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden und Fläche sind mit den geplanten Änderungen nicht zu 
erwarten, da es sich größtenteils um bereits anthropogen überprägte Flächen handelt. Zudem sind die aufgeführten 
Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sowie die vorgesehenen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen geeignet, 
die Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden und Fläche zu minimieren.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.02-24 Sollten sich Änderungen der Planungsunterlagen ergeben, die die Belange des Landratsamtes berühren können, 
beteiligen Sie uns bitte erneut.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.03 Regionaler Planungsverband 
Oberes Elbtal/Osterzgebirge

04.03.2026 1.03-01 Mit der Planung wird die Ausweisung einer gewerblichen Baufläche und zwei Sondergebieten mit der 
Zweckbestimmung "Tierhaltung" innerhalb des Flächennutzungsplanes angestrebt. Der Geltungsbereich umfasst 
rund 8 ha. Entsprechend unserer Stellungnahme zum Parallelverfahren zum Entwurf des
Bebauungsplans ,,Alte Napoleonstraße" vom 02.03.2026 steht auch die Änderung des
Flächennutzungsplans nicht in Konflikt zu regionalplanerischen Festlegungen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.04 Staatsbetrieb Sachsenforst Keine Stellungnahme abgegeben.

1.05 Staatsbetrieb 
Geobasisinformation und 
Vermessung Sachsen

04.03.2026 1.05-01 Es bestehen grundsätzlich keine Einwände gegen die 1. Teiländerung des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Stolpen. In den Änderungsbereichen befinden sich keine Raumbezugsfestpunkte und keine Höhenfestpunkte.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.06 Landesamt für Archäologie 
Sachsen

17.02.2026 1.06-01 Das Landesamt für Archäologie erhebt gegen das o. g. Vorhaben keine Einwände. Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.07 Landesamt für Denkmalpflege 
Sachsen

03.03.2026 1.07-01 gegen die Fortschreibung des Flächennutzungsplanes werden keine Einwände des Landesamtes für 
Denkmalpflege erhoben.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.08 Sächsisches Oberbergamt 09.03.2026 1.08-01 Das Vorhaben befindet sich innerhalb des Erlaubnisfeldes „Sehland" (Feldnummer 1720) der Tri-Star Exploration 
Pty Ltd., 123 EAGLE ST L-35 BRISBANE CITY QLD 4000 AU AUSTRALIA, zur Aufsuchung von Erzen. 
Auswirkungen auf Ihr Vorhaben sind hiervon nicht zu erwarten.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 



Abwägungsvorschlag
Stand: 31.07.2026

 1. Teiländerung Flächennutzungsplan Stadt Stolpen
Behörden und TÖB 5 von 10

1.09-01 1 Zusammenfassendes Prüfergebnis

Zum hiermit vorgelegten Entwurf der 1. Teiländerung des Flächennutzungsplanes der Stadt Stolpen bestehen aus 
geologischer Sicht weiterhin keine Bedenken.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.09-02 Die Hinweise aus zur geologischen und hydrogeologischen Situation des Plangebietes und zur 
Frosteinwirkungszone sind im Umweltbericht berücksichtigt worden. Es ergeben sich zu aus geologischer Sicht 
erneut Hinweise zur Berücksichtigung, siehe Punkt 2.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.09-03 Aus Sicht der Anlagensicherheit und Störfallvorsorge ergeben sich keine wesentlichen
Änderungen zum Vorentwurf in der Fassung vom 10.10.2023. Es wird auf die Stellungnahme vom 01.12.2023 und 
die darin aufgeführten Hinweise verwiesen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.09-04 Zum vorliegenden Vorhaben bestehen aus Sicht des Fachbereichs natürliche Radioaktivität derzeit keine Bedenken. 
Jedoch sollten im Rahmen weiterführender Planungen zur Bebauung (Bebauungsplan), Anforderungen zum 
Radonschutz beachtet werden. Zu Hinweisen siehe Punkt 3.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.09-05 Die Belange des Fluglärms, Belange der Anlagensicherheit / Störfallvorsorge sowie Belange des Fischartenschutzes 
bzw. der Fischerei sind nicht berührt.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.09-06 Wir bitten darum das LfULG über das Abwägungsergebnis / die Erwiderung des Vorhabenträgers vor 
Beschlussfassung zu informieren (Vgl. § 4 SächsUIG).

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.09-07 2 Geologie
2.1 Unterlagen
2.2 Prüfergebnis

Zum flächengleichen Vorentwurf des Bebauungsplanes „Alte Napoleonstraße“ der Stadt Stolpen übergab das 
LfULG im Jahr 2022 als Träger öffentlicher Belange die Stellungnahme an das beauftragte Planungsbüro. Aus 
geologischer Sicht bestanden keine Bedenken zu diesem Vorhaben. Es wurden geologische Hinweise zur 
Berücksichtigung übergeben.

[Anmerkung: Aufzählung der Unterlagen liegt der Originalstellungnahme bei.]

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.09-08 Zum Vorentwurf der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes übergab das LfULG im Jahr 2023 als Träger 
öffentlicher Belange die Stellungnahme an die Stadt Stolpen. Die geologischen Hinweise aus dem Vorentwurf des 
Bebauungsplanes blieben auch für den Vorentwurf der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) gültig. 
Unsere Stellungnahme liegt den Planungsunterlagen als umweltbezogene Stellungnahme bei.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.09-09 2.3 Hinweise

Übergabe Baugrundgutachten
Gemäß / Umweltbericht, Punkt Grundwasser, S. 31 wurde durch das Ingenieurbüro
Michael Bartsch im Jahr 2018 ein geotechnischer Bericht zur Errichtung eines Stahlbetonbehälters in Stolpen für 
den Bebauungsplan „Sondergebiet Schweinemastanlage Stolpen, Alte Napoleonstraße“ (Aufstellungsverfahren 
2022 eingestellt) mit Rammkernsondierungen bis 4,9 m Tiefe erstellt.
Sofern der Stadt Stolpen und ihrer planungsverantwortlichen Stelle dieses Baugrundgutachten vorliegt, bittet das 
LfULG unter Verweis auf das Geologiedatengesetz um Übergabe des Gutachtens zur Datenübernahme in den 
geologischen Landesdatenspeicher.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.09-10 Fachbereich Hydrogeologie

Gemäß Unterlagen befindet sich innerhalb des Plangebietes bzw. überschneidet sich das Plangebiet mit der 
Altlastenfläche / Altlastenverdachtsfläche (ALF / ALVF) "Landgut Stolpen" (SALKA AKZ: 87239404). Da ggf. zu 
planende Erdarbeiten im Bereich von ALF / ALVF ein generelles Gefährdungsrisiko für den Grundwasserleiter bzw. 
für das Grundwasser darstellen, wird empfohlen, sich frühzeitig mit den zuständigen Behörden des Landratsamtes 
Sächsische Schweiz / Osterzgebirge (Untere Abfall und Bodenschutzbehörde und Untere Wasserbehörde) zu 
Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung von Gefährdungen abzustimmen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.09 19.03.2026Landesamt für Umwelt, 
Landwirtschaft und Geologie
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1.09-11 Vor diesem Hintergrund und für den Fall, dass die Versickerung von Niederschlagswasser geplant werden soll, sind 
die fachlichen Anforderungen einzuhalten. Im Bauleitplanverfahren ist der Nachweis der Untergrundeignung für eine 
schadlose Versickerung datenbasiert durch standortkonkrete Untersuchungen folgender Sachverhalte zu erbringen:

1) Ausschluss von Schadstoffanreicherungen,
2) entwässerungstechnisch relevante, hydraulische Durchlässigkeit,
3) Einhaltung des Mindestabstandes zwischen der Unterkante der Versickerungsanlage und dem mittleren höchsten 
Grundwasserstand und
4) keine negativen Auswirkungen auf die geotechnische Standsicherheit.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachranigen 
Bebauungsplanebene.

1.09-12 Im Fall erforderlicher, geologisch relevanter Untersuchungen (Erdaufschlüsse, Bohrungen) wird auf die Anzeige- 
und Ergebnisübermittlungspflichten gemäß §§ 8-10 Geologiedatengesetz (GeolDG) hingewiesen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.09-13 3 Natürliche Radioaktivität

3.1 Unterlagen 
3.2 Prüfergebnis
Das Plangebiet befindet sich, wie bereits in unserer vorherigen Stellungnahme hingewiesen,...in keiner radioaktiven 
Verdachtsfläche und gegenwärtig liegen uns auch keine Anhaltspunkte über radiologisch relevante 
Hinterlassenschaften vor, außerhalb eines festgelegten Radonvorsorgegebietes, aber nach unseren Erkenntnissen 
in einer geologischen Einheit, in der die zu erwartende durchschnittliche
Radonaktivitätskonzentration in der Bodenluft als unauffällig bis erhöht charakterisiert
ist. Rückschlüsse auf konkrete Flurstücke sind nicht möglich, da die Radonkonzentration innerhalb der gleichen 
geologischen Einheit starken Schwankungen unterliegen kann.

[Anmerkung: Aufzählung der Unterlagen liegt der Originalstellungnahme bei.]

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

1.09-14 3.3 Allgemeine Hinweise zum Radonschutz
In der Broschüre „Radonschutzmaßnahmen - Planungshilfe für Neu- und Bestandsbauten“ sind die Möglichkeiten 
zum Radonschutz praxisnah erläutert. Diese Broschüre können Sie kostenlos herunterladen.
Bei Fragen zu Radonvorkommen, Radonwirkung und Radonschutz wenden Sie sich bitte an die 
Radonberatungsstelle des Freistaates Sachsen.

[Anmerkung: Link zur Broschüre und Kontaktdaten liegen der Orginalstellungnahme bei.]

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.09-15 Bei der Aufstellung von Flächennutzungsplänen (FNP) ist lt. § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB i. V. m. § 1 Abs. 2 UVPG das 
Schutzgut Klima zu berücksichtigen. Gemäß § 5 BauGB können im FNP insbesondere die Ausstattung des 
Gemeindegebiets mit Anlagen, Einrichtungen und sonstigen Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken 
und die der Anpassung an die Folgen des Klimawandels dienen und Flächen zur Gewährleistung eines natürlichen 
Klimaschutzes dargestellt werden. Das bedeutet, das Schutzgut Klima umfasst Klimaschutz (natürlich und 
technisch) und Klimafolgenanpassung. Zur Identifizierung des Klimaschutz- und Anpassungsbedarfs ist die 
Darstellung der regionalen Klimaentwicklung und der damit verbundenen Folgen notwendig.
Untersetzt wird dies durch die Ziele aus dem Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG): die Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen und die Stärkung und Verbesserung des Beitrags des Sektors Landnutzung, 
Landnutzungsände rung und Forstwirtschaft zum Klimaschutz (vgl. § 3 und 3a KSG). Diese sind gemäß 
Berücksichtigungsgebot nach § 13 KSG durch die Träger öffentlicher Aufgaben bei Entscheidungen und Planungen 
zu berücksichtigen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Die Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung werden 
entsprechend § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 2 UVPG 
sowie unter Beachtung der Vorgaben des § 5 BauGB in die Planung 
eingestellt und im Umweltbericht zum Flächennutzungsplan redaktionell 
ergänzt. Dabei wurden die Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut 
Klima sowie die Erfordernisse des Klimaschutzes und der 
Klimafolgenanpassung geprüft und bewertet.
Für die vorgesehene Änderung des Flächennutzungsplanes werden keine 
zusätzlichen Maßnahmen  zur Unterstützung des natürlichen Klimaschutzes 
sowie zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels im 
Flächennutzungsplan aufgenommen, da die Planung der Sicherung der 
bestehenden Nutzung mit geringfügiger Erweiterungsmöglichkeit dient und 
berücksichtigt, dass Retentionsflächen nicht überbaut werden. Die Planung 
steht der Erreichung der Klimaschutzziele nicht entgegen. 

07.04.2026
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1.09-16 Gleichermaßen haben die Träger öffentlicher Aufgaben die Ziele der Klimafolgenanpassung zu berücksichtigen (§ 8 
Bundes-Klimaanpassungsgesetz, KAnG). Hauptziel dieses Gesetzes ist es, zum Schutz von Leben und Gesundheit, 
von Gesellschaft, Wirtschaft und Infrastruktur sowie von Natur und Ökosystemen negative Folgen des 
Klimawandels, insbesondere die drohenden Schäden, zu vermeiden oder, soweit sie nicht vermieden werden 
können, weitestgehend zu reduzieren. Dabei sind sowohl die bereits eingetretenen als auch die zukünftig zu 
erwartenden Folgen des Klimawandels zu berücksichtigen, insbesondere 
• Überflutung oder Überschwemmung bei Starkregen, Sturzfluten oder Hochwasser, 
• Absinken des Grundwasserspiegels oder Verstärkung von Trockenheit oder Niedrigwasser, 
• Bodenerosion oder 
• Erzeugung oder Verstärkung eines lokalen Wärmeinsel-Effekts.
Zu berücksichtigen ist auch, dass Versickerungs-, Speicher- und Verdunstungsflächen im Rahmen einer 
wassersensiblen Entwicklung so weit wie möglich erhalten werden. Wie nach § 10 KAnG vorgegeben, befindet sich 
die vorsorgende Klimaanpassungsstrategie für Sachsen aktuell in Erstellung. Auf Landesebene werden weitere 
Konkretisierun gen zur Umsetzung der Landesstrategie folgen (vgl. § 12 KAnG).

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Die Belange der Klimafolgenanpassung gemäß Bundes-
Klimaanpassungsgesetz werden im Rahmen der 
Flächennutzungsplanänderung in die planerische Abwägung eingestellt. 
Der Umweltbericht wird entsprechend redaktionell ergänzt.
Die vorliegende Flächennutzungsplanänderung dient im Wesentlichen der 
planungsrechtlichen Sicherung einer bestehenden Tierhaltungsanlage 
sowie der geringfügigen Erweiterung eines bestehenden 
Obstbauunternehmens sowie Landtechnikbetriebes durch die Ausweisung 
zusätzlicher gewerblicher Bauflächen. Die hiermit verbundenen 
Neuversiegelungen beschränken sich auf einen vergleichsweise kleinen 
Flächenumfang und erfolgen im unmittelbaren Anschluss an bereits baulich 
bzw. gewerblich genutzte Bereiche.
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Klimafolgenanpassung, 
insbesondere im Hinblick auf Überflutungs- und Starkregenvorsorge, 
Grundwasserneubildung, Bodenerosion oder die Entstehung bzw. 
Verstärkung lokaler Wärmeinseln, sind aufgrund der Art, des Umfanges und 
der Lage der Planung nicht zu erwarten. Die Flächen mit Risiko einer 
Überflutung im Hochwasserfall werden von der Bebauung freigehalten und 

 es werden keine Retentionsflächen in Anspruch genommen. 

1.09-17 Aus dem Grundsatz in § 1 Abs. 3 Nr. 4 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ergibt sich, dass das Klima auch 
durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu schützen ist. Die klimaanpassende und 
kohlenstoffbindende (bzw. speichernde) Wirkung des Boden-Vegetation-Komplexes fallen unter den 
naturschutzrechtlichen Begriff der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 
2 BNatSchG sowie des § 14 Abs. 1 BNatSchG und sind daher Teil der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung.
Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB ist die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen 
der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen Bestandteilen in der Abwägung zu 
berücksichtigen.
Das Schutzgut Klima hat durch die Berücksichtigungsgebote keinen Vorrang gegenüber anderen Belangen, das 
Abwägungsgewicht nimmt aber mit voranschreitendem Klimawandel und daraus resultierenden Folgen zu.

[Anmerkung: Quellenverweis liegt der Originalstellungnahme bei.]

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Die Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung werden gemäß § 
1 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 7a BauGB in die Planung eingestellt. Dabei werden 
auch die Grundsätze des § 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG berücksichtigt, wonach 
Natur und Landschaft insbesondere als Grundlage für Leben und 
Gesundheit des Menschen sowie als Grundlage für den Naturhaushalt und 
seine Leistungs- und Funktionsfähigkeit zu schützen sind. Die 
klimaanpassende sowie kohlenstoffbindende und -speichernde Wirkung 
des Boden-Vegetation-Komplexes ist dabei Bestandteil der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts und wird im Rahmen der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung berücksichtigt.
Die Auswirkungen der geplanten Änderung des Flächennutzungsplanes auf 
das Schutzgut Klima sowie die Erfordernisse des Klimaschutzes und der 
Klimafolgenanpassung wurden geprüft und bewertet. Die Ergebnisse 
werden im Umweltbericht zum Flächennutzungsplan redaktionell ergänzt. 
Dabei werden insbesondere die bestehenden klimatischen Funktionen der 
unbebauten Flächen, die Bedeutung des Boden-Vegetation-Komplexes für 
die natürliche Kohlenstoffbindung sowie die Funktion der vorhandenen 
Retentionsflächen berücksichtigt.
Für die vorgesehene Änderung des Flächennutzungsplanes werden keine 
zusätzlichen Darstellungen oder eigenständigen Maßnahmen zum 
natürlichen Klimaschutz beziehungsweise zur Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels aufgenommen. Die Planung dient im Wesentlichen der 
Sicherung der bestehenden Nutzung und eröffnet lediglich eine 
geringfügige Erweiterungsmöglichkeit. Eine erhebliche zusätzliche 
Inanspruchnahme klimawirksamer Freiflächen ist damit nicht verbunden. 
Zudem wird berücksichtigt, dass vorhandene Retentionsflächen von einer 
Überbauung freizuhalten sind.
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1.09-18 Nachfolgend wird der Umweltbericht des FNP-Entwurfs betrachtet. Eine entsprechende Übertragung auf den B-Plan-
Entwurf wird geraten.
Es wird empfohlen den rechtlichen Stand zum Schutzgut Klima in Kap. 1.3.2 UB FNP zu ergänzen.
Kap. 2 UB FNP beschreibt und bewertet die Umweltauswirkungen. In Tab. 1 ist zu er gänzen, dass die Wirkfaktoren 
„Baubedingte zusätzliche Flächeninanspruchnahme“ und „Baubedingte Emissionen“ auf die Schutzgüter Klima und 
Luft wirken. Hinsichtlich des Wirkfaktors „Anfälligkeit für Folgen des Klimawandels“ kann in zwei Richtungen 
unterschieden werden: Wie wirkt der Plan / das Vorhaben auf die Klimaanpassungsfähigkeit und wie wirken die 
Folgen des Klimawandels auf den Plan / das Vorhaben. Der Wirkfaktor kann zusätzlich auf die Schutzgüter Boden, 
Wasser und auf die Landschaft wirken. Insgesamt fehlt die Betrachtung der Landnutzungsänderung sowie der 
Auswirkung auf die kohlenstoffbindende Fähigkeit der Fläche.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Der Umweltbericht zur Flächennutzunsgplanänderung wird redaktionell 
ergänzt. Für die Umsetzung der Planung werden auch in der Bauphase 
keine Flächen außerhalb der Baugebiete benötigt. Die Bauphase wirkt 
temporär und aufgrund des geringen Umfanges sind erhebliche 
Auswirkungen ausgeschlossen. Die Wirkungen sind offensichtlich gering 
(entspricht der bisheringen Einstufung in der Tabelle 1 im Umweltbericht). 
Ein weitere Ergänzung ist daher nicht erforderlich. Die Auswirkungen der 
Planung mit Berücksichtigung der Folgen des Klimawandels wird über die 
einzelnen WIrkfaktoren abgedeckt. Hier wird bereits in der 
Auswirkungsprognose eine erhöhte Empfindlichkeit der Schutzgüter infolge 
des Klimawandels oder eine Erhöhung der Wirkung des Vorhabens infolge 
des Klimawandels mit eingestellt. Der Wirkfaktor Anfälligkeit für Folgen des 
Klimawandels berücksichtigt daher nur, ob eine erhöhte Gefahr für 
Schutzgüter für zusätzliche Umweltauswirkungen infolge des Klimawandels 
besteht. Eine entsprechende Erläuterung wird im Umweltbericht redaktionell 
ergänzt. Für Boden, Wasser sowie Landschaft ist von einer geringen 
Wirkung der Planung infolge des Klimawandels auszugehen. Der Hinweis 
zur Landnutzungsänderung wird zurückgewiesen. Die 
Landnutzungsänderung wird über den Wirkfaktore der 
Flächeninanspruchnahme umfassend geprüft. Hierbei wurden die 
Klimaschutzfunktion und Klimaanpassungsfunktion bei der Bewertung 
berücksichtigt. Die Ausführungen werden im Umweltbericht weiter 
untersetzt, sodass die erfolgten Prüfschritte nachvollziehbar sind.

1.09-19 Die beplante Fläche befindet sich laut Regionalplan Oberelbe-Osterzgebirge in einem wassererosionsgefährdeten 
Gebiet (s. Karte 5 Landschaftsbereiche mit besonderen Nutzungsanforderungen bzw. Sanierungsbedarf). Dies 
sollte entsprechend berücksichtigt werden.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Die südlich und östlich im weiteren Umfeld der Tierhaltungsanlage 
liegenden Flächen sind aufgrund ihrer Hanglage erosionsgefährdet bei 
Starkniederschlägen. Diese im Regionalplan ausgewiesenen Flächen 
überlagern sich kleinräumig randlich mit dem Plangebiet. Für diese Flächen 
sieht der  Bebauungsplan den Erhalt der bestehenden Bepflanzungen  und 
keine Nutzungsänderung vor. Hier besteht aufgrund der vorhandenen 
Bepflanzung auch kein Sanierungsbedarf. Eine Ergänzung der 
Planunterlagen ist daher nicht erforderlich.

1.09-20 Das Kap. 2.9 UB FNP beschreibt den Klimawandeltrend für Sachsen, wobei der Link zu der Quelle 18 zur ReKIS-
Seite Sachsen-Anhalt führt. Es sind detaillierte Daten mit Fokus auf Stolpen verfügbar. Der als Anlage 1 beigefügte 
Steckbrief enthält die bisherige und zukünftig mögliche Klimaentwicklung für Stolpen. Der Steckbrief ist erhältlich im 
ReKIS KOMMUNAL. Im ReKIS EXPERT können die zugrundeliegenden Daten (Übersicht siehe Anlage 2) 
eigenständig bezogen werden.
Weitere wichtige und detaillierte Informationen liefern die online verfügbaren „Hinweiskarten Starkregengefahren“. 
Die Karten für Starkregengefahren zeigen Gebiete mit potenzieller Überflutung infolge eines Starkregenereignisses 
inkl. der Überflutungstiefe und der Fließgeschwindigkeit.
Die Begründung in Kap. 2.9.2 UB FNP (Abs. 2) ist kritisch zu sehen. Es ist korrekt angegeben, dass gemäß 
Projektionen die Folgen des Klimawandels weiter zunehmen werden. Wie gut der Schutz vor den Folgen vor Ort ist, 
hängt davon ab, wie ausgeprägt klimaresiliente Strukturen sind: ist der Wasserrückhalt in der Fläche gegeben, ist 
der Boden aufgrund von Vegetation ausreichend gegen Wasser- und Winderosion geschützt, sind kühlende 
Freiflächen bzw. Vegetationen vorhanden, etc. Diese Aspekte wechsel wirken miteinander. Die Planungen können 
negativ auf die Klimaanpassungsfähigkeit wirken.

[Anmerkung: Quellenverweis liegt der Originalstellungnahme bei.]

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Der Link zur Quellenangabe zum Klimawandeltrend wird aktualisiert. Die 
Inhalte des Steckbriefes wurden bereits in die Bewertung eingestellt. 
Aufgrund der geringen Neuinanspruchnahme von Flächen, welche keine 
hohe Bedeutung für die Klimaanpassung/dem Schutz vor dem Klimawandel 
besitzen und auch keine erhöhte Gefahr durch Starkregen aufweisen, sind 
die zu erwartende  Auswirkungen durch die kleinräumige 
Neuinanspruchnahme von Flächen gering. Von einer Veränderung der 
Flächen durch den Klimawandel ist ohne Umsetzung der Planung nicht 
auszugehen. Es wird jedoch aufgrund des Hinweises im Umweltbericht 
ergänzend formuliert, dass diese Veränderung durch die hier vorhandene 
Vegetation und den damit bietenden Schutz vor Wasser- und Winderosion 
außerhalb der landwirtschaftlich genutzten Flächen minimiert wird. Die 
Klimafunktionen der Flächen im Plangebiet werden ergänzend beschrieben.

1.09-21 Entsprechend wird auch in Kap. 2.9.3 UB FNP angeführt, dass es u.a. zu verstärkten Aufheizungen im Plangebiet 
kommen kann. Die Wirkung auf die Senkenleistung durch Landnutzungsänderung/Gehölzentfernung ist 
einzubeziehen. 
Es wird empfohlen, das Schutzgut Klima um die aufgeführten Aspekte zu ergänzen, den Ist-Zustand aktualisiert 

 abzubilden und die Auswirkungen auf das Schutzgut neu zu bewerten. 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Der Umweltbericht zur Flächennutzunsgplanänderung wird redaktionell 
ergänzt. Neben den Auswirkungen auf das Lokalklima (z. B. verstärkte 
Aufheizung) werden die Folgen der Landnutzungsänderung und einer 
möglichen Gehölzentfernung auf die Kohlenstoffspeicher- und 
Kohlenstoffsenkenfunktion der Fläche berücksichtigt. Für die 
Bestandsbeschreibung des Sschutzgutes Klima werden die Funktionen der 
Fläche für den Klimaschutz und die Klimaanpassung redaktionell ergänzt.

1.09-22 Eine Gesamtbetrachtung und Kumulation der Planungen und ihrer Auswirkungen wür den dem Sinn des § 1 Abs. 5 
BauGB gerecht werden. Eine nicht kumulative Betrachtung steht einer klimasensiblen Entwicklung entgegen und 
wirkt letztendlich auf das Schutzgut Mensch.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Die Auswirkungen der Planung auf den Klimaschutz und die 
Klimaanpassungsfunktion von Flächen werden im Umweltbericht zur 
Flächennutzungsplanänderung redaktionell ergänzt und auch in die 
Gesamtbetrachtung mit aufgenommen.

1.10-01 der Flächennutzungsplan der Stadt Stolpen soll im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Alte 
Napoleonstraße“ geändert werden. Ziel ist die Schaffung einer nachhaltigen und konfliktarmen städtebaulichen 
Ordnung östlich des Bahnhofsareales in der Gemarkung Langenwolmsdorf.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 20.03.2026IHK Dresden1.10
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1.10-02 Die Ausweisung einer gewerblichen Baufläche sowie zweier Sonderbauflächen „Tier“ dient der Standortsicherung 
und -erweiterung ansässiger Unternehmen und wird von uns ausdrücklich begrüßt.
Die Industrie- und Handelskammer Dresden stimmt dieser Flächennutzungsplanänderung zu.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.11-01 Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen und  die 
Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als  Träger öffentlicher 
Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die  Aufgaben nach § 3 des Gesetzes 
über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes 
(Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetz – BEVVG) berühren.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.11-02 Seitens des Eisenbahn-Bundesamtes werden zu der zur Stellungnahme vorgelegten Unterlagen Einwendungen 
und/oder Bedenken grundsätzlicher Art nicht erhoben unter folgenden Bedingungen: 
Wie in Ihren Unterlagen dargestellt, befinden sich im Verfahrensgebiet bzw. Einzugsgebiet  
Eisenbahnbetriebsanlagen die zur Eisenbahnstrecke 6600 Neustadt (Sachs) - Dürrröhrsdorf  gehören. Diese sind 
bzw. gelten als planfestgestellt im Sinne des § 18 des Allgemeinen  Eisenbahngesetzes. Sie genießen daher 
öffentlich-rechtlichen Bestandsschutz und stehen unter  dem eisenbahnrechtlichen Fachplanungsvorbehalt. 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.11-03 Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass Überplanungen von Flächen, die den rechtlichen Charakter  besitzen, eine 
Eisenbahnbetriebsanlage zu sein und somit dem Bahnbetriebszweck zu dienen  bestimmt sind, unzulässig sind, 
wenn sie bahnfremde Nutzungen bezwecken, die nicht im Einklang  mit der besonderen Zweckbestimmung dieser 
Anlagen und Flächen stehen. In diesem  Zusammenhang verweise ich auf die einschlägige Rechtsprechung des 

 Bundesverwaltungsgerichts,  insbesondere das Urteil vom 16.12.1988, Az. 4 C 48/86. 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.11-04 Es ist sicherzustellen und auch für die Zukunft zu gewährleisten, dass bei der Realisierung der  Planung des 
Vorhabens und im nachfolgenden Zeitraum weder die Substanz der  Eisenbahnbetriebsanlagen noch der darauf 
stattfindende Eisenbahnverkehr gefährdet werden.  Erforderlichenfalls sind in einvernehmlicher Abstimmung mit 

 dem Eisenbahninfrastrukturbetreiber, die notwendigen Schutzvorkehrungen zu treffen.  

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.11-05 Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn-Bundesamt nicht die Vereinbarkeit aus Sicht der Betreiber der 
Eisenbahnbetriebsanlagen (Infrastrukturbetreiberin/Grundstücksnachbarin und Träger öffentlicher Belange) prüft. 
Die Betreiber dieser Anlagen sind möglicherweise betroffen. Daher  werden die gebotenen Beteiligungen auch im 
Hinblick auf den bauzeitlichen Flächenbedarf bei der  Umsetzung des o.g. Vorhabens sowie im Hinblick auf ggf. 

 notwendige  Schutzmaßnahmen/Schutzvorkehrungen empfohlen, sofern sie nicht bereits stattfinden. 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.11-06 Es ist vorsorglich darauf hinzuweisen, dass nach gegenwärtig bestehender Rechtslage bei  Bestandsstrecken von 
dem Betreiber dieser Eisenbahninfrastruktur, keine Nachrüstung von  Lärmschutzmaßnahmen gefordert werden 

 kann (vgl. § 1 der 16. Bundes Immissionsschutzverordnung). Insoweit wird auch auf § 50 BImSchG verwiesen. 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.11-07 Ich verweise auf die Plangenehmigung gemäß § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwVfG  für das Vorhaben 
„Änderung des Bahnübergangs km 9.700 Bahnhofstraße/Alte Napoleonstraße   in Stolpen“ km 9,760 – 9,970 der 
Strecke 6600 Neustadt (Sachsen) - Dürrröhrsdorf,  Az.: 521ppw/022-2022#021 vom 11.07.2023 des Eisenbahn-
Bundesamtes, Außenstelle Dresden.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.11-08 Weiterhin muss in diesem Verfahren die Infrastrukturbetreiberin DB InfraGO AG, Regionalbereich  Südost, 
Brandenburger Straße 1, 04103 Leipzig als Trägerin öffentlicher Belange und als  Grundstückseigentümerin / -
nachbarin über die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Südost,  Tröndlinring 3, 04105 Leipzig beteiligt 
werden.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Regionale Planungsverband Oberes 
Elbtal/Osterzgebirge wurde unter der Beteiligungsnummer 1.12 beteiligt.

1.12-01 Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und die Leichtigkeit des Eisenbahnverkehres auf der angrenzenden 
Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört werden.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.12-02 Planfestgestellte Betriebsanlagen der Eisenbahn können in der Bauleitplanung nur nachrichtlich aufgenommen 
werden. Bei den Flächen der Deutschen Bahn handelt es sich um gewidmete Eisenbahnbetriebsanlagen, die dem 
Fachplanungsvorbehalt des Eisenbahn-Bundesamtes (EBA) unterliegen. Änderungen an Eisenbahnbetriebsanlagen 
unterliegen dem Genehmigungsvorbehalt des EBA (§ 23 Abs. 1 AEG i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 BEVVG i.V.m. § 18 
AEG).

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.12-03 Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbesondere Luft- und 
Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch 
magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

19.02.2026Deutsche Bahn AG, DB 
Immobilien

1.12

1.11 Eisenbahn-Bundesamt, 
Außenstelle Dresden

18.03.2026
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1.12-04 Abschließend weisen wir darauf hin, dass der o.g. Flächennutzungsplan gemäß § 1 Absatz 2 BauGB eine 
vorbereitende Bauleitplanung darstellt. Wir behalten uns vor, zu dem o.g. Verfahren und zu Bebauungsplänen, die 
sich aus diesem Flächennutzungsplan entwickeln werden, unabhängig von unserer vorstehenden Stellungnahme 
Bedenken und Anregungen vorzubringen. Diese können auch grundsätzlicher Art sein, sofern Unternehmensziele 
oder Interessen der Deutschen Bahn AG dies erfordern.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

1.13 VVO Verkehrsverbund Oberelbe 
GmbH

02.03.2026 1.13-01 in der 1. Teiländerung des Flächennutzungsplanes der Stadt Stolpen sind die Belange des öffentlichen 
Personennahverkehrs vor dem Hintergrund des Nahverkehrsplanes Oberelbe hinreichend berücksichtigt. 

Es bestehen unsererseits keine Einwände.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 
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Nr. Name Posteingang SN-Nr. Anregungen/Bedenken/Hinweise Status Antwort/Handlung/Begründung
2 Versorgungsunternehmen
2.01 RVSOE - Regionalverkehr 

Sächsische Schweiz - 
Osterzgebirge GmbH

Keine Stellungnahme abgegeben.

2.02 50Hertz Transmission GmbH 16.02.2026 2.02-01 Nach Prüfung der Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass sich im Plangebiet derzeit keine von der 
50Hertz Transmission GmbH betriebenen Anlagen befinden. Dazu zählen z. B. 
Hochspannungsfreileitungen und -kabel, Umspannwerke, Nachrichtenverbin-dungen sowie Ver- und 
Entsorgungsleitungen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

2.03 Verbundnetz Gas AG Keine Stellungnahme abgegeben.

2.04-01 Nach Prüfung des Vorhabens im Hinblick auf eine Beeinträchtigung unserer Anlagen teilen wir Ihnen 
mit, dass unsere Anlagen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht betroffen sind. Dies schließt die Anlagen 

 der v. g. Betreiber mit ein. 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

2.04-02 Für Kompensationsmaßnahmen muss sichergestellt sein, dass diese unsere Anlagen nicht 
beeinträchtigen und nicht im Schutzstreifen unserer Anlagen stattfinden werden. Sollten externe 
Flächen zur Deckung des Kompensationsbedarfs erforderlich sein, sind uns diese ebenfalls mit 
entsprechenden Planunterlagen zur Stellungnahme vorzulegen. Eine Auflistung der Flurstücke in der 

 Begründung oder im Umweltbericht ist nicht ausreichend. 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt 
auf der nachrangigen Bebauungsplanebene.

2.04-03 Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass Anfragen zu Leitungsauskünften, Schachtgenehmigungen, 
TÖB-Beteiligungen etc. an die oben genannten Anlagenbetreiber über das kostenfreie BIL-
Onlineportal einzuholen sind.

[Anmerkung: Hilfsunterlagen und Zugriffslink liegen der Originalstellungnahme bei.]

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

2.05-01 Ferngas Netzgesellschaft mbH (Netzgebiet Thüringen-Sachsen) ¹
Schwaig b. Nürnberg nicht betroffen Auskunft Allgemein
ONTRAS Gastransport GmbH ² Leipzig nicht betroffen Auskunft Allgemein

ONTRAS Gastransport GmbH

Ferngas Netzgesellschaft mbH (Netzgebiet Thüringen-Sachsen)
Im angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen und keine zurzeit laufenden Planungen der/s 
oben genannten Anlagenbetreiber/s.
Wir haben keine Einwände gegen das Vorhaben.

Diese Auskunft gilt nur für den dargestellten Bereich und nur für die Anlagen der vorgenannten 
Unternehmen, so dass noch mit Anlagen weiterer Betreiber gerechnet werden muss, bei denen 
weitere Auskünfte einzuholen sind!

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

2.05-02 Sollte der Geltungsbereich bzw. die Planung erweitert oder verlagert werden oder der Arbeitsraum die 
dargestellten Planungsgrenzen überschreiten, so ist es notwendig, eine erneute Anfrage 
durchzuführen. Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen vorgesehen sind, hat durch den 
Bauausführenden rechtzeitig - also mindestens 6 Wochen vor Baubeginn - eine erneute Anfrage zu 
erfolgen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

2.05-03 Bitte beachten Sie, dass sich im angefragten Bereich Anlagen Dritter befinden können, für die 
GDMcom für die Auskunft nicht zuständig ist.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

2.06 Zweckverband Abfallwirtschaft 
Oberes Elbtal

Keine Stellungnahme abgegeben.

2.07 Wasser- und 
Abwasserzweckverband Mittlere 
Wesenitz

Keine Stellungnahme abgegeben.

2.05

2.04 GASCADE Gastransport GmbH 24.02.2025

GDMcom GmbH 18.02.2026
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2.08-01 Betrieb Strom Mittel-/Niederspannung
- Anlagenbestand Strom MS/NS - vorhanden

Im angefragten Auskunftsbereich befinden sich Mittel-/Niederspannungsversorgungsanlagen.

Außer Betrieb befindliche Kabel sind als unter Spannung stehend zu betrachten und dürfen nicht 
beschädigt werden.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt 
auf der nachrangigen Bebauungsplanebene.

2.08-02 Die Zustimmung zu Baumaßnahmen erfolgt nur unter der Voraussetzung, dass die erforderlichen 
Schutzabstände für die vorhandenen Versorgungsanlagen eingehalten werden. Die geforderte 
Überdeckung darf durch Geländeabtrag oder -aufschüttung nicht verändert werden.
Die vorhandenen Versorgungsanlagen müssen dauerhaft, uneingeschränkt, gefahrfrei
zugänglich und bedienbar sein.
Für das angezeigte Plangebiet erteilen wir unsere Zustimmung nur unter der Bedingung, dass die 
vorhandenen Leitungen nicht beeinträchtigt werden.
Sollten im Zuge der geplanten Baumaßnahmen Umverlegungs- oder Sicherungsmaßnahmen an 
diesen Anlagen notwendig werden, so führen wir diese im Auftrag und zu Lasten Ihres Auftraggebers 
aus.
Notwendig werdende Umverlegungen sind anhand der endgültigen Planungsunterlagen
schriftlich anzuzeigen.
Die auszuführenden Arbeiten sind rechtzeitig, mindestens 3 Monate vor Baubeginn, anzuzeigen, um 
eine entsprechende Vereinbarung zur Kostentragung zwischen der SachsenNetze und dem 
Auftraggeber als Voraussetzung für die Realisierung abschließen zu können.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt 
auf der nachrangigen Bebauungsplanebene.

2.08-03 - Anlagenbestand Strom MS/NS - Niederspannungsfreileitung (NSF) vorhanden

Bei Aufgrabungen in der Nähe unserer Freileitungsstützpunkte ist deren Standsicherheit zu
gewährleisten. Die Durchfahrtshöhen entsprechend den DIN-Vorschriften sind einzuhalten.
Bei der Errichtung von Bauwerken sind folgende seitliche Mindestabstände zu unseren Anlagen 
einzuhalten:
zu Niederspannungsfreileitungen (blank) 3,0 m zur Trassenachse
zu Niederspannungsfreileitungen (isoliert) 1,5 m zur Trassenachse

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt 
auf der nachrangigen Bebauungsplanebene.

2.08-04 Bei der Festlegung der Bautechnologie ist sicherzustellen, dass Bau- und
Mechanisierungsgeräte ausschließlich außerhalb des Gefährdungsbereiches der Freileitung
eingesetzt werden.
Dies ist besonders bei der Auswahl eines möglichen Kranstandortes unter Berücksichtigung des 
Schwenkbereiches von Bedeutung.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt 
auf der nachrangigen Bebauungsplanebene.

2.08-05 - Hinweise für die Erarbeitung von Erschließungsplänen:
Vorgesehene Bebauungsgebiete können mit Elektroenergie erschlossen werden. Der
Erschließungsaufwand richtet sich in erster Linie nach dem Leistungsbedarf der einzelnen Standorte. 
Die Mitbenutzung von Flächen, vorzugsweise im öffentlichen Bereich, ist für die
Leitungsverlegung und das Aufstellen von Umspannstationen zu gewährleisten.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt 
auf der nachrangigen Bebauungsplanebene.

2.08-06 Bei den vorgesehenen Bebauungen innerhalb der bestehenden Bebauungsgrenzen bitten wir Sie, 
uns rechtzeitig in die Planung einzubeziehen. Es können gegebenfalls umfangreiche 
Erschließungsmaßnahmen erforderlich werden, die einer längeren Planungszeit bedürfen. In den 
bereits erschlossenen Gebieten ist damit zu rechnen, dass unsere bestehenden Leitungen den 
Bauablauf behindern.

[Anmerkung:  Leitungsauskunft liegt der Originalstellungnahme bei.]

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt 
auf der nachrangigen Bebauungsplanebene.

2.08 SachsenNetze HS.HD GmbH 02.03.2026
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2.08-07 Vorplanung Strom Mittel-/Niederspannung

Im Anfragebereich ist eine Koordinierung mit dem Unternehmen SachsenNetze erforderlich.
Im betreffenden Anfragegebiet besteht Interesse an einer Mitverlegung neuer
Stromversorgungsanlagen bzw. Erweiterung vorhandener Stromversorgungsanlagen. Eine
Abstimmung der Maßnahmen hinsichtlich Mitverlegung, Bauraum und Bauzeitraum ist daher 
erforderlich.
Zur rechtzeitigen Koordinierung bitten wir Sie, uns mindestens 12 Monate vor dem geplanten 
Baubeginn in Ihre Projektplanung einzubeziehen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt 
auf der nachrangigen Bebauungsplanebene.

2.08-08 Betrieb Telekommunikation
- Anlagenbestand TK - nicht vorhanden

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

2.08-09 Ausbauplanung und Betrieb
In diesem Gebiet sind keine Baumaßnahmen durch die SachsenGigaBit geplant.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

2.08-10 Gas Mittel- und Niederdruck
- Anlagenbestand Gas MD/ND - nicht vorhanden

Im angefragten Auskunftsbereich befinden sich keine Mittel-/Niederdruckversorgungsanlagen sowie 
Steuerkabel und KKS -Anlagen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

2.08-11 Gas Hochdruck

- Anlagenbestand Gas HD - nicht vorhanden
Im angezeigten Auskunftsbereich befinden sich keine Gashochdruckversorgungsanlagen sowie 
Steuerkabel und KKS -Anlagen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

2.09 Deutsche Telekom AG 19.02.2026 2.09-01 Die Firma Ericsson wurde von der Deutschen Telekom Technik GmbH beauftragt, in ihrem Namen, 
Anfragen zum Thema Trassenschutz zu bearbeiten.
Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen hat die Firma Ericsson bezüglich ihres Richtfunks 
keine Einwände oder spezielle Planungsvorgaben.
Diese Stellungnahme gilt für Richtfunkverbindungen des Ericsson – Netzes und für 

 Richtfunkverbindungen des Netzes der Deutschen Telekom. 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 
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Nr. Name Posteingang SN-Nr. Anregungen/Bedenken/Hinweise Status Antwort/Handlung/Begründung
3 Nachbargemeinden
3.01 Stadtverwaltung Neustadt in 

Sachsen
20.03.2026 3.01-01 Die Unterlagen wurden durch uns geprüft. Die Belange der Stadt Neustadt in Sachsen als 

Nachbargemeinde werden nicht berührt. Es bestehen unsererseits keine Hinweise bzw. 
Einwände.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich.

3.02 Stadtverwaltung Hohnstein Keine Stellungnahme abgegeben.

3.03 Gemeindeverwaltung 
Dürrröhrsdorf-Dittersbach

Keine Stellungnahme abgegeben.

3.04 Gemeindeverwaltung 
Großharthau

Keine Stellungnahme abgegeben.

3.05 Gemeindeverwaltung Arnsdorf 29.04.2026 3.05-01 die Gemeinde Arnsdorf stimmt dem Entwurf der 1. Teiländerung des 
Flächennutzungsplans der Stadt Stolpen zu. Dem Vorhaben stehen keine Belange der 
Gemeinde Arnsdorf entgegen. Es werden keine Einwände oder Bedenken erhoben.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich.

3.06 Stadtverwaltung Bischofswerda 02.03.2026 3.06-01 Nach Sichtung der Unterlagen sind die Belange der Stadt Bischofswerda nicht berührt. Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich.
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Nr. Name PosteingangSN-Nr. Anregungen/Bedenken/Hinweise Status Antwort/Handlung/Begründung
4 Anerkannte Naturschutzverbände
4.01 Grüne Liga Sachsen e.V. Keine Stellungnahme abgegeben.

4.02 Landesverein Sächsischer 
Heimatschutz e.V.

Keine Stellungnahme abgegeben.

4.03 Schutzgemeinschaft Deutscher 
Wald

Keine Stellungnahme abgegeben.

4.04 Landesverband Sächsischer 
Angler e.V.

Keine Stellungnahme abgegeben.

4.05 Landesjagdverband Sachsen 
e.V.

Keine Stellungnahme abgegeben.

4.06 Naturschutzbund Deutschlands 
(NABU)

Keine Stellungnahme abgegeben.

4.07-01 Der BUND Sachsen lehnt das Vorhaben in der gegenwärtig vorgelegten Form ab. Es 
ergehen Hinweise und Forderungen.

1. Kurzüberblick zum Vorhaben und Bewertung im Grundsatz
Die Stadt Stolpen beabsichtigt, östlich des Bahnhofsareals in der Gemarkung 
Langenwolmsdorf durch Ausweisung eines Gewerbegebietes sowie zweier sonstiger 
Sondergebiete mit der Zweckbestimmung Tierhaltung eine städtebauliche Ordnung 
herzustellen. Der Geltungsbereich umfasst ca. 8 ha. Im SO 1 sollen Stallgebäude mit bis 
zu 10.576 Aufzuchtferkeln (10–25 kg) zulässig sein. SO 2 dient der Güllehaltung
in geschlossener Bauweise sowie einer Fahrsiloanlage. Zugleich befinden sich im 
Plangebiet und seinem unmittelbaren Umfeld naturschutzfachlich und 
wasserwirtschaftlich sensible Strukturen: ein nach § 30 BNatSchG geschütztes 
naturnahes nährstoffreiches Kleingewässer (FFH-LRT 3150, ca. 1.762 m²), ein 
naturnaher Graben sowie funktionale Bezüge zum Langenwolmsdorfer Bach, der als 
erheblich veränderter Wasserkörper mit nicht gutem chemischen Zustand eingestuft ist. 
Darüber hinaus sind Teilflächen des Plangebiets als Altlastenverdachtsflächen im 
Sächsischen Altlastenkataster (SALKA-Nr. 87239404) erfasst.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. 

4.07-02 Die Stadt Stolpen strebt mit der vorliegenden Planung eine städtebauliche Ordnung am 
südlichen Ortseingang an und beabsichtigt, vorhandene Nutzungen planerisch zu 
fassen. Nach § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB müssen Bauleitpläne städtebaulich erforderlich 
sein. Nach § 2 Abs. 3 BauGB hat die Gemeinde die für die Abwägung bedeutsamen 
Belange vollständig zu ermitteln und zu bewerten. Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7
BauGB sind die Belange des Umweltschutzes, einschließlich Naturschutz, 
Landschaftspflege, Wasser, Boden und Luft, in die Abwägung einzustellen. Ergänzend 
gilt § 1a Abs. 2 und 3 BauGB, wonach mit Grund und Boden sparsam und schonend 
umzugehen und die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in der Abwägung zu 
bewältigen ist. Diesen Anforderungen wird der Entwurf in mehreren zentralen Punkten
nicht gerecht.
Zugleich geht die Planung deutlich über eine bloße Bestandssicherung hinaus: Mit der 
Festsetzung von bis zu 10.576 Ferkelaufzuchtplätzen und der Ermöglichung eines 
immissionsschutzrechtlich UVPpflichtigen Vorhabens wird eine zukunftsorientierte 
Erweiterung der Tierhaltungsanlage planungsrechtlich vorbereitet, obwohl gerade diese 
Erweiterung aufgrund der beschriebenen Immissions -, Wasser und WRRL -Konflikte 
abwägungsrechtlich hoch problematisch ist. Vor diesem Hintergrund ist nicht erkennbar, 
weshalb der Bebauungsplan in diesem Umfang für die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung im Sinne von § 1 As. 3 BauGB erforderlich sein soll.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Bei der Überplanung bereits bebauter Gebiete 
darf die Stadt zwar die bauliche Nutzbarkeit von Grundstücken ändern, sie hat 
hierbei aber die privaten Eigentümerinteressen als wichtige Belange zu 
berücksichtigen. Besteht ein Recht zur Bebauung, kommt der normativen 
Entziehung desselben erhebliches Gewicht zu, das sich im Rahmen der 
Abwägung auswirken muss (vgl. VGH München, Urteil vom 3. Februar 2026, Az. 
2 N 22.1647, BeckRS 2026, 1847, 1847, Ls.).
Ausweislich der Begründung zum Entwurf hat die Stadt die Sicherung des 
Bestandes und der Schaffung maßvoller Erweiterungsmöglichkeiten mit den 
bestehenden Wohn- und Gewerbeflächen sowie den Entwicklungsabsichten auf 
den Flächen rund um das Bahnhofsgelände in Einklang bringen wollen. Die 
Stadt hat die wirtschaftlichen Eigentümerinteressen und -belange (im Rahmen 
verschiedener Gespräche und eines Vor-Ort-Termines) ermittelt und im 
Anschluss daran eine Tierplatzzahl auf der Ebene des Bebauungsplanes 
festgesetzt, die eine Betriebserweiterung ermöglicht, gleichzeitig aber auch die 
Interessen der Anwohner, der Gewerbetreibenden und der Stadt berücksichtigt.

20.03.2026Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland (BUND)

4.07
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4.07-03 1.1 Bewertung der Altanlage

Das Oberverwaltungsgericht Bautzen hat mit unanfechtbarem Urteil vom 16.06.2025 
festgestellt, dass die Altanlagenanzeige nach § 67a Abs. 1 BImSchG erloschen ist. Ein 
immissionsschutzrechtlicher Bestandsschutz der Anlage besteht damit nicht mehr. 
Soweit die Planbegründung die städtebauliche Erforderlichkeit nach § 1 Abs. 3 BauGB 
mit der „Sicherung der bestehenden Tierhaltungsanlage" begründet, ist diese 
Begründungsformel nach dem rechtskräftigen OVG-Urteil nicht mehr tragfähig: Ein 
immissionsschutzrechtlich schutzwürdiger Bestand, der einer planungsrechtlichen 
Sicherung bedürfte, existiert nicht. Die Festsetzung von bis zu 10.576 
Ferkelaufzuchtplätzen im SO 1 – mehr als das Doppelte des bisherigen Betriebs und 
oberhalb der UVP-Schwelle – belegt zudem, dass es sich nicht um eine
Bestandssicherung, sondern um einen Entwicklungsplan für eine neue, UVP-pflichtige 
Anlage handelt.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Die baulichen Anlagen sind im Bestand 
vorhanden und sollen planungsrechtlich einerseits gesichert werden und 
andererseits durch maßvolle Erweiterungsflächen zukunftsorientiert erweitert 
werden können. Der Flächennutzungsplan schafft dafür die grundlegenden 
Voraussetzungen. Auf der Ebene des Bebauungsplanes wird eine sogenannte 
Angebotsplanung vorbereitet.

4.07-04 2. Immissionsschutz und Verhältnis zum BImSchG-Verfahren

2.1 Grenzen des planungsrechtlichen Konflikttransfers

Die Satzung setzt fest, dass in SO 1 nur Nutzungen zulässig sind, deren 
Geruchsimmissionen an der nördlichen Plangebietsgrenze eine Häufigkeit von 10% im 
Jahresmittel nicht überschreiten, und dass Stallanlagen mit Lüftungsanlagen nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik zu versehen und zu betreiben sind. Diese 
Festsetzung enthält weder technische Mindeststandards für die Abluftreinigung
noch Vorgaben zu Wartungsintervallen oder Kontrollmechanismen. Die Einhaltung der 
Immissionsgrenze ist damit von Betriebsbedingungen abhängig, die ausschließlich im 
nachgelagerten BImSchG-Vollzug gesichert werden sollen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-05 Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist ein Konflikttransfer in 
nachfolgende Verfahren zwar nicht grundsätzlich ausgeschlossen. Die Grenzen 
zulässiger Konfliktverlagerung sind jedoch überschritten, wenn bereits im 
Planungsstadium erkennbar ist, dass der offengelassene Konflikt später nicht 
sachgerecht gelöst werden kann (vgl. BVerwG, Beschl. v. 18.01.2023 – 4 BN 37.22).
Zugleich hat das BVerwG hervorgehoben, dass Gemeinden Immissionskonflikte auch 
unterhalb der Schwelle schädlicher Umwelteinwirkungen zum Gegenstand 
städtebaulicher Ordnung machen und nicht im Wesentlichen dem späteren 
Genehmigungs- und Überwachungsregime überlassen dürfen (vgl. BVerwG, Urt. v. 
28.02.2002 – 4 CN 5.01). Das genügt den Anforderungen an eine planungsrechtliche
Konfliktbewältigung nicht, wenn – wie hier – die Zumutbarkeit der Nutzung für 
benachbarte schutzwürdige Nutzungen nur unter spezifischen technischen und 
betrieblichen Voraussetzungen erreichbar ist.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-06 2.2 Diskrepanz zwischen Gutachten und Festsetzungswortlaut

Das Fachgutachten Luftreinhaltung modelliert eine konkrete Anlagenkonfiguration mit 
definierten Emissionsquellen und Ablufttechnik. Die Festsetzung ist demgegenüber offen 
formuliert und erlaubt alle Nutzungen, die das Ergebnis – 10% 
Geruchsstundenhäufigkeit – einhalten, ohne die dem Gutachten zugrundeliegenden
technischen Parameter verbindlich festzuschreiben. Die Festsetzung ist damit weniger 
präzise als die gutachterliche Grundlage, auf die sie sich stützt.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-07 2.3 Fehlende Begründung des Bezugsorts

Die Planunterlagen legen nicht dar, warum die nördliche Plangebietsgrenze als 
Bezugsort für die Immissionsfestsetzung gewählt wurde und ob dieser Bezugsort dem 
tatsächlich nächstgelegenen schutzwürdigen Immissionsort entspricht. Eine Begründung 
im Verhältnis zu den im Fachgutachten modellierten konkreten Immissionsorten fehlt.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.
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4.07-08 Für die Anlage in SO 1 liegt ein immissionsschutzrechtlicher Genehmigungsantrag nach 
§§ 4, 10 BImSchG vor. Die in SO 1 planungsrechtlich zulässige Anzahl von bis zu 
10.576 Ferkelaufzuchtplätzen (10–25 kg) überschreitet sowohl die 
genehmigungsrechtliche Schwelle von 6.000 Plätzen nach Nr. 7.1.9.1 der 4. BImSchV 
als auch die UVP-Schwelle von 9.000 Plätzen nach Nr. 7.9.1 der Anlage 1 zum UVPG. 
Das Vorhaben ist damit immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig im förmlichen 
Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung und Umweltverträglichkeitsprüfung. Es ist 
sicherzustellen, dass der Bebauungsplan das Ergebnis dieser UVP nicht in unzulässiger 
Weise vorwegnimmt. Die Bauleitplanung darf das BImSchG-Verfahren weder inhaltlich 
vorweggreifen noch ersetzen. Die artenschutzrechtliche und immissionsschutzrechtliche 
Prüfung ist im BImSchG-Verfahren eigenständig zu wiederholen. Umgekehrt kann die 
Gemeinde Konflikte, die die planungsrechtliche Zulässigkeit und die städtebauliche 
Ordnung im Sinne von § 1 Abs. 3 und § 1 Abs. 6 BauGB betreffen, nicht mit dem Hinweis 
auf das spätere BImSchG-Verfahren offenlassen. Die Bauleitplanung muss die von der 
Tierhaltungsnutzung ausgehenden Konflikte in ihrem Kern selbst bewältigen und darf sie 
nicht im Wesentlichen auf das immissionsschutzrechtliche Verfahren verlagern. Die 
Planunterlagen legen nicht dar, wie Konflikte, die der B-Plan offenlässt, dort konkret und 
rechtssicher bewältigt werden sollen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-09 Forderung: Die immissionsschutzbezogene Festsetzung ist durch verbindliche 
technische Mindeststandards zu Abluftreinigung, Wartung und Kontrolle zu ergänzen. 
Die Diskrepanz zwischen Gutachtenparametern und Festsetzungswortlaut ist zu 
beseitigen. Der Bezugsort der Immissionsfestsetzung ist nachvollziehbar zu begründen. 
Zudem ist darzulegen, wie sich die Festsetzungen zum laufenden BImSchG-Verfahren 
verhalten und wie sichergestellt wird, dass dieses Verfahren nicht in unzulässiger Weise 
präjudiziert wird.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-10 3. Wasser, Gülle, Havarievorsorge, Altlasten und WRRL 

3.1 Hydrologische Empfindlichkeit und unvollständige Sicherung 

Der Geltungsbereich weist wasserstauende Böden auf, die die Versickerung erheblich 
einschränken. Hinzu treten erosionsgefährdete Steillagen östlich und südlich der 
Tierhaltungsanlage sowie ein hoher Oberflächenabfluss (GOP 2025, S. 18–19; 
Umweltbericht 2025, S. 30–33). Im Südosten befinden sich unmittelbar angrenzend das 
§ 30 BNatSchG-Kleingewässer sowie ein naturnaher Graben, der dieses Gewässer mit 
dem Langenwolmsdorfer Bach verbindet.
Die Satzung regelt, dass mit Gülle kontaminiertes Niederschlagswasser in den 
Güllebehälter zurückzuführen ist und eine Einleitung in andere Gewässer unzulässig ist. 
Ferner ist zum Schutz der östlich angrenzenden Hang- und Biotopbereiche ein Wall 
anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Diese Regelungen zeigen, dass ein erhebliches 
Konfliktpotenzial für Boden, Grundwasser, Oberflächengewässer und geschützte Biotope 
vom Plangeber selbst erkannt wird. Der festgesetzte Schutzwall enthält jedoch weder 
Dimensionierungsanforderungen noch Dichtigkeitsstandards noch Vorgaben zu einem 
Kontroll-regime. Der Verweis auf eine Abstimmung mit der zuständigen 
Naturschutzbehörde legt lediglich fest, dass eine Abstimmung stattfinden soll – nicht, 
welches Schutzniveau dabei zu erreichen ist und wann und mit welchem verbindlichen 
Ergebnis sie abzuschließen ist. Als planungsrechtliche Sicherung genügt das nicht. Die 
Ausgestaltung des Schutzwalls ist als verbindliche Schutzvorkehrung nach § 9 Abs. 1 Nr. 
24 BauGB in die textlichen Festsetzungen aufzunehmen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.
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4.07-11 3.2 Standortbezogene Betriebsvorgeschichte

Der BUND Sachsen und eine lokale Bürgerinitiative begleiten den Vollzug des 
Umweltrechts an dieser Anlage seit 2020 aktiv. Das Sächsische Umweltministerium hat 
schriftlich bestätigt, dass der Bestandsschutz der Anlage am 09.03.2020 erloschen ist, 
nachdem das Landratsamt den entsprechenden Antrag des Betreibers abgelehnt hatte. 
Diese verwaltungsrechtliche Feststellung ist zwischenzeitlich durch das OVG Bautzen, 
Urt. v. 16.06.2025 rechtskräftig bestätigt worden; der Betreiber ist mit seinem 
Berufungsantrag auf Verpflichtung zum Erlass eines Fristverlängerungsbescheides 
gescheitert. Presseberichte aus dem Jahr 2020 thematisieren zudem einen behaupteten 
Gülle-Eintrag in den Langenwolmsdorfer Bach im Jahr 2018. Ein daraufhin eingeleitetes 
Strafverfahren vor dem Amtsgericht Pirna wurde eingestellt. Wir stützen unsere 

 Stellungnahme nicht auf die Behauptung, dass ein solcher Eintrag stattgefunden hat. 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich.

4.07-12 Der abwägungsrechtlich maßgebliche Gesichtspunkt ist ein anderer: Angesichts der 
öffentlich dokumentierten Vollzugsgeschichte dieser Anlage war die Gemeinde nach § 2 
Abs. 3 BauGB verpflichtet zu ermitteln, welche Erkenntnisse der zuständigen 
Wasserbehörde und der unteren Naturschutzbehörde zu diesem Standort vorlagen, und 
darzulegen, wie diese in die Bewertung der Havarievorsorge- und 
Entwässerungsregelungen eingeflossen sind. Wir machen ausdrücklich nicht geltend, 
dass diese Vorgeschichte eine personenbezogene Zuverlässigkeitsprüfung im 
Bauleitplanverfahren begründet – eine solche wäre planungsrechtlich nicht zulässig. 
Abwägungsrelevant sind die standortbezogenen Erkenntnisse als Tatsachengrundlage 
für die Bewertung von Havarievorsorge und Gewässerschutz. Ob die gebotene 
Ermittlung erfolgt ist, lässt sich den ausgelegten Unterlagen nicht entnehmen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-13 3.3 Altlasten: Flurstück 17563 und Versickerungsverbot

Im Plangebiet befinden sich Flächen, die im Sächsischen Altlastenkataster (SALKA-Nr. 
87239404) als Altlastenverdachtsflächen geführt werden. Betroffen sind das Flurstück 
17563 (Schweinemastan-lage/Güllebecken) und das Flurstück 17593 (ehemaliger 
Schrottplatz). Für das Flurstück 17593 liegt eine historische Erkundung vor, die den 
Altlastenverdacht bestätigt. Für das Flurstück 17563 hingegen liegt keine 
abgeschlossene belastbare Gefährdungsbewertung vor (Begründung 2026, S. 9). Dies 
ist besonders gewichtig, weil Flurstück 17563 das Kernflurstück des SO 1 ist, auf dem 
die Stallgebäude errichtet und bis zu 10.576 Ferkelaufzuchtplätze zugelassen werden 
sollen. 
Die Planzeichnung verbietet auf „belasteten Flächen" die Niederschlagsversickerung. 
Ohne abgeschlossene Gefährdungsbewertung bleibt jedoch unklar, welche Flächen 
konkret als belastet gelten. Die bloß nachrichtliche Übernahme der SALKA-Einträge 
ohne Untersuchung genügt der Ermittlungspflicht nach § 2 Abs. 3 BauGB nicht. Zugleich 
ist § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB zu beachten, wonach Flächen mit Boden-kontaminationen 
zeichnerisch festzusetzen sind. Ergänzend verweist § 18 BBodSchG auf die Pflicht, bei 
Untersuchungen Sachverständige heranzuziehen. Die Altlastensituation des Flurstücks 
17563 hätte damit einschließlich Nutzungseinschränkungen sowie etwaiger Sicherungs- 
oder Sanierungserfordernisse vor dem Satzungsbeschluss belastbar ermittelt, im Plan 
kenntlich gemacht und in die Abwägung eingestellt werden müssen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.
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4.07-14 3.4 WRRL-Verschlechterungsverbot / § 27 WHG

Der Langenwolmsdorfer Bach weist keinen guten chemischen Zustand auf. Nach § 27 
WHG in Verbindung mit Art. 4 Abs. 1 lit. a) WRRL gilt das strenge 
Verschlechterungsverbot: Eine Verschlechterung des Zustands auch nur einer 
Qualitätskomponente eines Oberflächenwasserkörpers ist unzulässig (vgl. EuGH, Urt. v. 
01.07.2015 – C 461/13 „Weser"). Der Umweltbericht beschreibt zwar den Zustand, prüft 
aber nicht eigenständig, ob das Vorhaben zu einer messbaren Verschlechterung des 
chemischen Zustands beitragen kann – insbesondere über den Pfad nährstoffbelasteten 
Oberflächenabflusses von den Anlagenflächen in Richtung Graben und Bach. Eine klare 
Aussage zur Einhaltung des Verschlechterungsverbots und zur Verbesserungspflicht 
fehlt. Solange eine belastbare Prüfung zur Einhaltung des Verschlechterungsverbots und 
zur erforderlichen Verbesserung des chemischen Zustands aussteht, ist zweifelhaft, ob 
die Planung mit § 27 WHG und Art. 4 WRRL vereinbar und damit abwägungs  und 
unionsrechtskonform vollziehbar ist.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-15 3.5 Dezentrale Schmutzwasserbeseitigung in SO 1

Der Wasser- und Abwasserzweckverband Mittlere Wesenitz hat in seiner Stellungnahme 
vom 23. September 2022 ausdrücklich festgestellt, dass die südlich der Bahnstrecke 
gelegenen Sondergebiete – also SO 1 und SO 2 – nicht an eine öffentliche 
schmutzwasserführende Kanalisation angeschlossen werden können und die 
Schmutzwasserbeseitigung dauerhaft dezentral über Sammelgruben oder 
Kleinkläranlagen erfolgen muss. Angesichts der Dimension einer Ferkelaufzuchtanlage 
mit bis zu 10.576 Tierplätzen und der unmittelbaren Nähe des § 30-Biotops sowie der 
über einen naturnahen Graben hydrologisch verbundenen Lage zum ca. 280 m 
entfernten Langenwolmsdorfer Bach ist die wasserrechtliche Eignung und 
Ausfallsicherheit dieser Lösung kritisch zu hinterfragen. Die Planunterlagen enthalten 
hierzu keine belastbare Bewertung.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-16 Forderung: Die Altlastensituation des Flurstücks 17563 ist unter Hinzuziehung 
sachverständiger Gutachten vor Satzungsbeschluss zu klären und in der Planzeichnung 
nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB zu kennzeichnen. Das Versickerungsverbot ist auf dieser 
Grundlage zu konkretisieren. Die Ausgestaltung des Schutzwalls ist als verbindliche 
Schutzvorkehrung nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB festzusetzen. Die Gemeinde hat 
darzulegen, wie das wasserrechtliche Verschlechterungsverbot nach § 27 WHG / Art. 4 
WRRL eingehalten wird und ob
die dezentrale Schmutzwasserlösung für SO 1 wasserrechtlich tragfähig ist.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-17 4. Artenschutz
Im Untersuchungsraum wurden 47 Vogelarten, vier Fledermausarten sowie drei 
Artengruppen festgestellt. Darüber hinaus liegen Nachweise der Zauneidechse im 
Umfeld des Geltungsbereichs sowie Hinweise auf potenziell vorkommende FFH-Anhang-
IV-Amphibienarten vor (GOP 2025, S. 13–18). In mehreren Punkten bestehen jedoch 
Bedenken, die die Planvollziehbarkeit nach § 44 BNatSchG berühren.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-18 4.1 Ersatzquartiere für Fledermäuse und Gebäudebrüter (ACEF2) 
Für gebäudebewohnende Fledermausarten und Nischenbrüter sieht der 
Grünordnungsplan die Anbringung von Ersatzquartieren im Verhältnis 1:3 vor. Standort, 
genaue Anzahl und technische Ausgestaltung der Quartiere werden jedoch der 
ökologischen Baubegleitung überlassen (GOP 2025, S. 43–44). Nach den fachlichen 
Anforderungen an CEF-Maßnahmen müssen Ersatzquartiere im räumlich-funktionalen 
Zusammenhang zur betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätte stehen und bei 
Eingriffsvollzug bereits wirksam sein (vgl. BfN, Besonderer Artenschutz bei Eingriffen, 
2021). Eine bloße Mengenvorgabe ohne räumliche Verortung und ohne Festlegung des 
zeitlichen Vorlaufs genügt diesen Anforderungen nicht. Es ist damit derzeit nicht 
hinreichend gesichert, dass die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten im Sinne von § 44 Abs. 5 BNatSchG kontinuierlich aufrechterhalten wird.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.
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4.07-19 4.2 Erfassungsdefizit bei FFH-Anhang-IV-Amphibienarten
Der Grünordnungsplan führt Kammmolch (Triturus cristatus ) und Knoblauchkröte 
(Pelobates fuscus ) als potenzielle Vorkommensarten (GOP 2025, S. 17–18). Beide 
Arten sind in Anhang IV der FFH-Richtlinie gelistet und unterliegen dem strengen 
Schutzregime des § 44 Abs. 1 BNatSchG. Die Kartierungen fanden ausschließlich im 
Zeitraum Juni bis August 2023 statt. Dieser Kartierungszeitraum deckt nur einen Teil der 
Aktivitätsphase beider Arten ab. Ein Vorkommen wurde damit nicht belastbar 
nachgewiesen, aber auch nicht belastbar ausgeschlossen. Können Vorkommen von FFH-
Anhang-IV-Arten nicht ausgeschlossen werden, sind entweder eine ergänzende 
methodengerechte Kartierung oder eine nachvollziehbar begründete Worst-Case-
Betrachtung mit entsprechenden Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen erforderlich (vgl. 
BVerwG, Urt. v. 09.07.2008 – 9 A 14.07). Beides fehlt. Angesichts des im Südosten des 
Geltungsbereichs vorhandenen § 30 BNatSchG-Kleingewässers als potenziell 
geeignetem Laich- und Aufenthaltshabitat beider Arten ist das Erfassungsdefizit nicht 
vernachlässigbar.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-20 4.3 Zauneidechse: Nachweislage und Kartierdefizite
Die Zauneidechse (Lacerta agilis , FFH-Anhang IV, RL SN 3) wurde im 
Untersuchungsraum ausschließlich außerhalb des Geltungsbereichs nachgewiesen. 
Teile der Tierhaltungsanlage waren bei der Kartierung nicht begehbar (GOP 2025, S. 
17). Der Ausschluss eines Verbotstatbestands nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kann 
damit auf der Grundlage der vorliegenden Daten nicht belastbar erfolgen. Eine 
Nachkartierung der bislang nicht zugänglichen Flächen oder – sofern der Zugang nicht 
erlangt werden kann – eine nachvollziehbar begründete Habitatpotenzialabschätzung ist 
erforderlich, bevor von einer arten schutzrechtlich konfliktfreien Planvollziehung 
ausgegangen werden kann.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-21 4.4 Feldlerche und Wachtel als Bodenbrüter 
Im Untersuchungsraum (1.000 m Radius um die Stallanlage) wurden Feldlerche und 
Wachtel als Boden-brüter nachgewiesen (GOP 2025, S. 39 ff.). Brutnachweise innerhalb 
des Plangebiets selbst liegen nicht vor; gleichwohl können durch 
Flächeninanspruchnahme, Störungen während der Bauphase und eine erhöhte 
Nutzungsintensität der angrenzenden Flächen auch die im Umfeld nachgewiesenen 
Vorkommen erheblich beeinträchtigt werden. Die Bauzeitenregelung arbeitet mit einer 
pauschalen Schonzeit März–September, ohne diese artenspezifisch zu begründen oder 
die konkrete Betroffenheit von Feldlerche und Wachtel zu bewerten. Für beide Arten 
fehlt eine Darlegung, ob und unter welchen Bedingungen innerhalb oder außerhalb 
dieses Zeitraums Bautätigkeiten mit ökologischer Baubegleitung zulässig sein können.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-22 Forderung: Die CEF-Maßnahme ACEF2 ist durch Festlegung von Standort, Anzahl und 
Ausgestaltung der Ersatzquartiere sowie deren zeitlichem Vorlauf vor Eingriffsvollzug zu 
konkretisieren und verbindlich festzuschreiben. Für Kammmolch und Knoblauchkröte ist 
eine methodengerechte Nachkartierung im Zeitraum März bis Mai, eine nachvollziehbar 
begründete Habitatpotenzialabschätzung oder eine Worst- Case-Betrachtung mit 
entsprechenden Maßnahmen vorzulegen. Für die Zauneidechse ist die Kartierung auf 
bislang nicht zugängliche Flächen zu ergänzen oder – sofern der Zugang nicht erlangt 
werden kann – eine nachvollziehbar begründete Habitatpotenzialabschätzung 
vorzulegen. Die Bauzeitenregelungen sind artenspezifisch zu begründen. Dabei ist 
insbesondere darzulegen, wie die nachgewiesenen Vor-kommen von Feldlerche und 
Wachtel im 1.000-m-Untersuchungsraum vor Störungen während der Brut-zeit wirksam 
geschützt werden und unter welchen Bedingungen Bautätigkeiten mit ökologischer Bau-
begleitung innerhalb oder außerhalb der Schonzeit zulässig sein können.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.
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4.07-23 5. Maß der baulichen Nutzung im SO 2 und interner Widerspruch der Planunterlagen 
Für das Sondergebiet SO 2 ist eine Grundflächenzahl von 1,0 festgesetzt, womit 
planungsrechtlich eine vollständige bauliche Inanspruchnahme der Fläche eröffnet ist. 
Die Begründung erläutert hierzu, die Flächen des SO 2 seien „auf den bereits 
vollversiegelten Bestand beschränkt, um in der offenen Landschaft keine zusätzliche 
Versiegelung zuzulassen" (Begründung 2026, S. 19). Diese Aussage steht in einem 
unaufgelösten Widerspruch zur Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung: Tabelle 7 des 
Grünordnungsplans weist für SO 2 eine Ist-Versiegelung von 5.110 m² aus, während die 
bei GRZ 1,0 maximal zulässige Ver-siegelung 7.128 m² beträgt – eine mögliche 
Zusatzversiegelung von 2.018 m² (GOP 2025, Tabelle 7, S. 24–25). Eine Beschränkung 
auf den Bestand ist durch die Festsetzung damit gerade nicht gewährleistet. Die 
Begründung gibt insoweit den Regelungsgehalt der Satzung unzutreffend wieder.
Nach § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen; 
ergänzend gilt der naturschutzrechtliche Vermeidungsgrundsatz des § 15 Abs. 1 
BNatSchG. Beide Grundsätze beanspruchen erhöhte Geltung, wenn – wie hier – eine 
konfliktträchtige Nutzung in unmittelbarer Nachbarschaft zu nach § 30 BNatSchG 
geschützten Biotopen und an einem hydrologisch empfindlichen Standort gesichert 
werden soll. Die Gemeinde hat nicht dargelegt, warum die GRZ von 1,0 – die im 
Sondergebiet nach § 11 BauNVO zwar formal zulässig, aber städtebaulich 
begründungsbedürftig ist – hier erforderlich sein soll. Soweit die Begründung die 
Festsetzung mit dem Bestand gleichsetzt, obwohl die Bilanzierung eine erhebliche 
Differenz ausweist, liegt zugleich ein Ermittlungsdefizit im Sinne von § 2 Abs. 3 BauGB 
vor. 
Forderung: Der Widerspruch zwischen Begründung und Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung ist aufzulösen. Die GRZ-Festsetzung für SO 2 ist auf das 
planungsrechtlich tatsächlich erforderliche Maß – bei beabsichtigter 
Bestandsbeschränkung: auf die tatsächliche Ist-Versiegelung – zu begrenzen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-24 6. Schutz des § 30 BNatSchG-Kleingewässers (LRT 3150): Prüflücke

Das im Südosten des Geltungsbereichs gelegene § 30 BNatSchG-Kleingewässer wird im 
Umweltbericht dem FFH-Lebensraumtyp 3150 (Natürliche eutrophe Seen mit einer 
Vegetation des Magnopotamions oder Hydrocharitions) zugeordnet (Umweltbericht 2025, 
S. 38). Der Umweltbericht schließt Stillgewässer des LRT 3150 mit Verweis auf die 
einschlägige Fachliteratur (H-PSE 35) von der vertiefenden Stickstoffbetrachtung aus. 
Diese Ausnahme bezieht sich auf den Luftpfad – also atmosphärische Stickstoff-
deposition. Der Umweltbericht überträgt diese Ausnahme implizit auf alle Wirkpfade und 
unterlässt damit eine Prüfung direkter Nährstoffeintragsrisiken über den 
Oberflächenabfluss. 
Gerade dieser Wirkpfad ist am vorliegenden Standort relevant: Die Planunterlagen 
selbst beschreiben wasserstauende Böden, erhöhten Oberflächenabfluss und 
erosionsgefährdete Steillagen östlich und südlich der Tierhaltungsanlage (GOP 2025, S. 
18–19; Umweltbericht 2025, S. 30–33). Eine nährstoffbelastete 
Niederschlagswasserableitung in Richtung des Kleingewässers ist damit kein 
theoretisches Risiko, sondern ein standortspezifisch plausibles Szenario. Ob und mit 
welcher Intensität dieser Wirk-pfad das Kleingewässer beeinträchtigen kann, wird in den 
Unterlagen nicht untersucht. Das ist eine methodische Lücke, die angesichts des 
doppelten Schutzstatus des Gewässers – § 30 BNatSchG und FFH-LRT 3150 – nicht 
durch pauschalen Verweis auf die Luftpfad-Ausnahme geschlossen werden kann. 
Forderung: Die methodische Lücke in der Immissionsbetrachtung hinsichtlich des 
Wirkpfads Oberflächenabfluss auf das LRT-3150-Kleingewässer ist zu schließen. Die 
Schutzwirkung der vorgesehenen Maßnahmen gegenüber diesem Wirkpfad ist 
gutachterlich nachzuweisen.

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.
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4.07-25 7. Zusammenfassung / Gesamtforderung
Der BUND Sachsen kann dem vorliegenden Entwurf in seiner gegenwärtigen Fassung 
nicht zustimmen.

Der BUND fordert:
die städtebauliche Erforderlichkeit nach § 1 Abs. 3 BauGB angesichts des durch OVG 
Bautzen (Urt. v. 16.06.2025) rechtskräftig festgestellten Erlöschens des 
immissionsschutzrechtlichen Bestandsschutzes neu zu begründen und darzulegen, 
welcher schutzwürdige Bestand durch den B-Plan planungsrechtlich gesichert werden 
soll; die immissionsschutzbezogene Festsetzung durch verbindliche technische 
Mindeststandards zu Abluftreinigung, Wartung und Kontrolle zu ergänzen, die 
Diskrepanz zwischen Gutachtenparametern und Festsetzungswortlaut zu beseitigen und 
den Bezugsort der Immissionsfestsetzung zu begründen; darzulegen, wie sich die 
Festsetzungen zum laufenden BImSchG-Verfahren verhalten; 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Die baulichen Anlagen sind im Bestand 
vorhanden und sollen planungsrechtlich einerseits gesichert werden und 
andererseits durch maßvolle Erweiterungsflächen zukunftsorientiert erweitert 
werden können. Der Flächennutzungsplan schafft dafür die grundlegenden 
Voraussetzungen. Auf der Ebene des Bebauungsplanes wird eine sogenannte 
Angebotsplanung vorbereitet.

4.07-26 die Altlastensituation des Flurstücks 17563 einschließlich Nutzungseinschränkungen 
sowie etwaiger Sicherungs- oder Sanierungserfordernisse vor dem Satzungsbeschluss 
belastbar unter Hinzuziehung Sachverständiger zu ermitteln, in der Planzeichnung nach 

 § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB kenntlich zu machen und in der Abwägung offenzulegen; 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-27 darzulegen, welche behördlichen Erkenntnisse zur Betriebsvorgeschichte des Standorts 
vorlagen und wie diese in die Havarievorsorge- und Entwässerungsregelungen 
eingeflossen sind;

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-28 die Festsetzung zum Schutzwall durch verbindliche Mindestanforderungen an 
Dimensionierung, Dichtigkeit und Unterhaltung sowie einen verbindlichen Zeitrahmen 
und ein Mindestschutzniveau für die behördliche Abstimmung nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 

 BauGB zu ergänzen; 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-29 für Kammmolch und Knoblauchkröte eine methodengerechte Nachkartierung im Zeitraum 
März bis Mai, eine nachvollziehbar begründete Habitatpotenzialabschätzung oder eine 
Worst-Case- Betrachtung mit entsprechenden Maßnahmen vorzulegen; die CEF-
Maßnahme ACEF2 durch konkrete Standort-, Mengen- und Ausgestaltungsvorgaben 
sowie zeitlichen Vorlauf verbindlich festzuschreiben; 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-30 für die Zauneidechse eine Nachkartierung bislang nicht zugänglicher Flächen 
vorzunehmen oder – sofern der Zugang nicht erlangt werden kann – eine 

 nachvollziehbar begründete Habitatpotenzialabschätzung vorzulegen; 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-31 die Bauzeitenregelungen artenspezifisch zu begründen und darzulegen, ob und unter 
welchen Bedingungen Bautätigkeiten mit ökologischer Baubegleitung innerhalb oder 

 außerhalb der Schonzeit zulässig sein können; 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-32 den Widerspruch zwischen Begründung und Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 
hinsichtlich der Versiegelung im SO 2 aufzulösen und die GRZ-Festsetzung auf das 

 tatsächlich erforderliche Maß zu begrenzen; 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-33 die methodische Lücke beim Wirkpfad Oberflächenabfluss auf das LRT-3150-
Kleingewässer sowie die Einhaltung des Verschlechterungsverbots nach § 27 WHG / 
Art. 4 WRRL zu prüfen und nachvollziehbar darzustellen; die wasserrechtliche 

 Tragfähigkeit der dezentralen Schmutzwasser-lösung für SO 1 zu bewerten. 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich. Der Hinweis erfolgt auf der nachrangigen 
Bebauungsplanebene.

4.07-34 Solange diese Mängel nicht behoben sind, fordert der BUND Sachsen, von einem 
Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan sowie von einem Feststellungsbeschluss zur 1. 
Teiländerung des Flächennutzungsplan  abzusehen.
Der BUND Landesverband Sachsen behält sich ausdrücklich weitere Einwendungen vor.

 Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.

Keine Änderungen erforderlich.

4.08 Naturschutzverband Sachsen 
e.V. (NaSa)

Keine Stellungnahme abgegeben.
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